
Entwässerungssatzung 
 
 

Satzung 
zur 2. Änderung der Entwässerungssatzung (EWS) der Stadt Aßlar 

vom 4. Dezember 2017 
 
Aufgrund der §§ 5, 19, 20, 51 und 93 Abs. 1 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 07.03.2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 07.05.2020 (GVBl S. 318), der §§ 37 bis 40 des 
Hessischen Wassergesetzes (HWG) in der Fassung vom 14.12.2010 (GVBl. I S. 548), 
zuletzt geändert durch Artikel 11 des Gesetzes vom 04.09.2020 (GVBl. S. 573), der 
§§ 1 bis 5 a), 6 a), 9 bis 12 des Hessischen Gesetzes über kommunale Abgaben (KAG) 
in der Fassung vom 24.03.2013 (GVBl. S. 134), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 28.05.2018 (GVBl. S. 247), der §§ 1 und 9 des Gesetzes über Abgaben 
für das Einleiten von Abwasser in Gewässer (Abwasserabgabengesetz - AbwAG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 18.01.2005 (BGBl. I S. 114), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 der Verordnung vom 22.08.2018 (BGBl. I S. 1327), und der §§ 1 und 2 
des Hessischen Ausführungsgesetzes zum Abwasserabgabengesetz (HAbwAG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 09.06.2016 (GVBl. S. 70), geändert durch Ar-
tikel 15 des Gesetzes vom 23.06.2020 (GVBl. S. 430), hat die Stadtverordnetenver-
sammlung der Stadt Aßlar in der Sitzung am 1. März 2021 folgende 
 
Satzung zur 2. Änderung der Entwässerungssatzung beschlossen:  
 

Artikel 1 
 
§ 14 (Nutzungsfaktor im unbeplanten Innenbereich) erhält folgende Fassung: 

 
(1) Im unbeplanten Innenbereich wird zur Bestimmung des Nutzungsfaktors auf die 

Höchstzahl der zulässigen Vollgeschosse abgestellt. Hinsichtlich der zulässi-
gen Vollgeschosse ist darauf abzustellen, was nach § 34 BauGB zulässig ist. 
Wird die anzusetzende Vollgeschosszahl bei bebauten Grundstücken im Ein-
zelfall überschritten, ist die genehmigte oder vorhandene Zahl der Vollge-
schosse zugrunde zu legen.  

 
(2) Kann die Höchstzahl der zulässigen Vollgeschosse (zum Beispiel wegen man-

gelnder oder stark unterschiedlicher Bebauung) nicht ermittelt werden, wird die 
Zahl der zulässigen Vollgeschosse bei bebauten Grundstücken nach der ge-
nehmigten bzw. vorhandenen und bei unbebauten oder bebaubaren Grundstü-
cken danach ermittelt, was nach § 34 BauGB zulässig ist. 

 
(3) Ist im Bauwerk kein Vollgeschoss vorhanden, gilt als Zahl der Vollgeschosse 

die tatsächliche Gebäudehöhe (Traufhöhe) geteilt durch 3,5 für insgesamt ge-
werblich oder industriell genutzte Grundstücke; durch 2,2 für alle in anderer 
Weise baulich genutzte Grundstücke. Bruchzahlen werden hierbei kaufmän-
nisch auf volle Zahlen auf- oder abgerundet.  
 

(4) Die in § 12 Abs. 1 festgesetzten Nutzungsfaktoren je Vollgeschoss gelten ent-
sprechend. 

 
(5) Bei Grundstücken, die 
 



a) als Gemeinbedarfsflächen unbebaut oder im Verhältnis zu ihrer Größe 
untergeordnet bebaut sind (z. B. Festplatz u. ä.) gilt 0,5, 

 
b) nur gewerblich ohne Bebauung oder mit einer im Verhältnis zur gewerb-

lichen Nutzung untergeordneten Bebauung genutzt werden dürfen, gilt 
1,0, 

 
c) als Friedhöfe, Freibäder, Sportplätze sowie sonstige Anlagen, die nach 

ihrer Zweckbestimmung im Wesentlichen nur in einer Ebene genutzt 
werden können, gilt für die bebauten Teile dieser Grundstücke 1,0, für 
die Restfläche 0,1, 

 
d) wegen ihrer Größe nur mit Garagen bebaut, als Stellplatz oder in ähnli-

cher Weise genutzt werden können, gilt 0,5, 
 

e) nur als Dauerklein-, Schreber- oder Freizeitgärten genutzt werden kön-
nen, gilt 0,25, 

 
f) mit Kirchengebäuden oder ähnlichen Gebäuden mit religiöser Zweckbe-

stimmung bebaut sind, gilt 1,25 
 

als Nutzungsfaktor. 
 
 

Artikel 2 
 
§ 26 (Gebührenmaßstäbe und -sätze für Niederschlagswasser) erhält folgende Fas-
sung: 
 
a) Abs. 1 Satz 1: 
Gebührenmaßstab für das Einleiten von Niederschlagswasser ist die bebaute und 
künstlich befestigte Grundstücksfläche, von der das Niederschlagswasser in die Ab-
wasseranlage eingeleitet wird oder abfließt; pro Quadratmeter wird eine Gebühr von 
0,44 EUR jährlich erhoben. 
 
 

Artikel 3 
 
§ 28 (Gebührenmaßstäbe und –sätze für Schmutzwasser) erhält folgende Fassung: 
 
a) Abs. 1 Satz 2: 
Die Gebühr beträgt pro m³ Frischwasserverbrauch bei zentraler Abwasserreinigung in 
der Abwasseranlage 2,46 EUR, bei notwendiger Vorreinigung des Abwassers in einer 
Grundstückskläreinrichtung 2,46 EUR. 
 
b) Abs. 2 Satz 4:  
Die Gebühr beträgt pro m³ Frischwasserverbrauch 2,46 EUR, bei einem CSB bis 800 
mg/l; bei einem höheren CSB wird die Gebühr vervielfacht mit dem Ergebnis der For-
mel 
 

0,5 x festgestellter CSB + 0,5 
800 

 
 
 



Artikel 4 
 
Diese Satzung zur 2. Änderung der Entwässerungssatzung der Stadt Aßlar tritt rück-
wirkend zum 01.01.2021 in Kraft.  
 
Aßlar, den 24. März 2021 

Der Magistrat der Stadt Aßlar 
gez. Christian Schwarz 

Bürgermeister  


